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Antrag 

der Abgeordneten Waltraud Schoppe, Rita Grießhaber, Irmingard Schewe-Gerigk, 
Kerstin Müller (Köln), Angelika Köster-Loßack, Dr. Antje Vollmer und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Menschenrechte und Demokratie für Frauen verwirklichen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Vierte Weltfrauenkonferenz der VN in Peking 1995 

1. Im September 1995 findet in Peking die vierte VN- Weltfrauen- 
konferenz und das ihr vorausgehende Forum von nichtstaat- 
lichen Frauenorganisationen („NGO Forum on Women") statt. 
Peking bildet den vorläufigen Höhepunkt einer Reihe von 
Weltkonferenzen, deren Ergebnisse von den zunehmenden 
Aktivitäten und dem Einfluß der internationalen Frauenbewe- 
gung geprägt sind. Neben den drei Peking vorausgehenden 
Frauenkonferenzen in Mexiko (1975), Kopenhagen (1980), Nai- 
robi (1985) zählen hierzu auch die VN-Konferenzen Umwelt 
und Entwicklung (1992), die Menschenrechtskonferenz (1993), 
die Bevölkerungskonferenz (1994) und der Weltsozialgipfel 
(1995). Das Thema der vierten VN- Weltfrauenkonferenz 
„Gleichheit, Entwicklung und Frieden" bietet einen heraus- 
ragenden Anlaß, um die Wahrung der Menschenrechte der 
Frauen in den Mittelpunkt der Beratungen der Regierungen zu 
stellen. Die Anerkennung und Durchsetzung der Menschen- 
rechte von Frauen muß bei dem zu verabschiedenden Aktions- 
programm Priorität erhalten. Die Aktionsplattform („Platform 
for action") bildet die Grundlage, Hindernisse für die recht- 
liche, ökonomische, soziale und kulturelle Gleichstellung von 
Frauen zu benennen und vor allem Maßnahmen zu deren Be- 
seitigung als Aufgaben an die Regierungen zu formulieren. 

Bereits im Vorfeld der Weltfrauenkonferenz hat sich jedoch auf 
den Vorbereitungskonferenzen abgezeichnet, daß gegenüber 
den Beschlüssen und Positionen vorangegangener VN-Konfe- 
renzen Rückschritte zu erwarten sind. So wird das reproduktive 
und sexuelle Selbstbestimmungsrecht der Frau von seiten eini- 
ger Staaten und des Vatikans bestritten. Aber auch Forderun- 
gen nach der Anerkennung der weltweit unbezahlten Frauen- 
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arbeit, den Rechten und dem Schutz von Migrantinnen, Flücht- 
lingsfrauen und indigenen Frauen sowie Positionen zur Struk- 
turanpassung und Entschuldung werden heute in Frage ge- 
stellt. Auf der Vorbereitungskonferenz im Juli 1994 wurde in 
der Erklärung von Jakarta zwar die Universalität und Unteil- 
barkeit der Menschenrechte von Frauen bekräftigt, zugleich 
aber durch die Klausel, daß „allen Ländern gemäß ihrer Kultur, 
ihren Wertenormen und Traditionen wie auch ihren sozialen, 
wirtschaftlichen und politischen Gegebenheiten eine inner- 
staatliche Kompetenz (zukommt), eigene Grundsätze zur För- 
derung der Frauen zu formulieren und umzusetzen", einge- 
schränkt. Insbesondere das Gastgeberland China versucht die 
universelle Anerkennung der Menschenrechte zu verhindern. 

2. Die Menschenrechtslage in China hat sich nicht verbessert. 
Noch immer finden willkürliche Verhaftungen und Verschlep- 
pungen statt. Folter ist immer noch gängige Praxis im Umgang 
mit Oppositionellen und Bürgerrechtlern und Bürgerrechtlerin- 
nen. Durch Folter erpreßte Geständnisse werden durch Ge- 
richte anerkannt. Mindeststandards zur Durchführung eines 
fairen Gerichtsverfahrens gibt es weder in der Praxis noch auf 
dem Papier. Sogenannte „konterrevolutionäre Verbrechen" 
werden mit der Todesstrafe bestraft. 

Von diesen Menschenrechtsverletzungen sind Frauen wie 
Männer betroffen. 

Die staatlich erzwungene Geburtenpolitik stellt jedoch eine 
schwere Menschenrechtsverletzung an Frauen dar. Frauen 
werden zu Abtreibungen gezwungen oder zwangssterilisiert. 
Schwangere Frauen werden zusammengetrieben und zu 
Zwangsabtreibungskliniken gebracht. Oftmals finden „Abtrei- 
bungen" noch im achten Schwangerschaftsmonat statt. 

In Tibet betreibt China seit der illegalen Besetzung im Jahr 
1949 eine Politik der Zwangsumsiedlung, Zwangssterilisation 
und Kindstötung. 1,2 Millionen Tibeterinnen und Tibeter sind 
infolge der Verletzung von fundamentalen Menschenrechten 
umgekommen. Die Menschenrechtsverletzungen gegenüber 
der tibetischen Bevölkerung reichen von der religiösen Unter- 
drückung, über Zwangsvertreibungen durch chinesische Sied- 
ler bis hin zur ökologischen Zerstörung. Die staatlich verord- 
nete Ein-Kind-Politik wird gegenüber, den tibetischen Frauen 
mit offener Gewalt durchgesetzt. Die Weltfrauenkonferenz darf 
zu diesen schweren und fundamentalen Menschenrechtsver- 
letzungen nicht schweigen. Sie müssen eindeutig und unmiß- 
verständlich durch die Völkergemeinschaft verurteilt werden. 

3. Die Einflußnahme der chinesischen Regierung auf die Durch- 
führung der Weltfrauenkonferenz mit dem Ziel, das „NGO 
Forum on Women" 45 km außerhalb Pekings stattfinden zu las- 
sen, läßt befürchten, daß die Meinungs- und Pressefreiheit in 
Peking nicht gewährleistet und der Einfluß und die Beteiligung 
der Frauen NGOs an der Regierungskonferenz zurückgedrängt 
wird. Die kritischen Positionen der nichtstaatlichen Organisa- 
tionen, insbesondere die Kritik an der Verletzung der Men- 
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schenrechte in China, werden unter diesen Umständen weni- 
ger Gehör in der Weltöffentlichkeit finden. Der Versuch der 
chinesischen Regierung, den Einfluß der internationalen 
Frauen-NGOs zurückzudrängen, wird auch an dem Akkredi- 
tierungsverfahren deutlich, das nach teilweise undurchschau- 
baren Kriterien durchgeführt wird. So sind bislang über 500 
Anträge abgelehnt worden, darunter auch Anträge von exil- 
tibetischen Frauengruppen. Der Deutsche Bundestag teilt die 
internationale Kritik an dem Vorgehen der chinesischen Regie- 
rung und begrüßt die Haltung des Weltkirchenrates, seine Teil- 
nahme in Peking abzusagen, wenn nicht eine sinnvolle Beteili- 
gung der nichtstaatlichen Frauenorganisationen gewährleistet 
ist. Der Deutsche Bundestag verurteilt entschieden jeden Ver- 
such, das NGO-Forum zu isolieren, und ist der Auffassung, daß 
eine örtliche Nähe des NGO-Forums zur Regierungskonferenz 
erforderlich ist, um die seit Jahren erfolgreich prakti- 
zierte Zusammenarbeit von Regierungsmitgliedern und NGOs 
(lobbying) fortzusetzen. 

4. Wenn die Weltfrauenkonferenz in Peking für die Frauen aus 
der ganzen Welt ein Erfolg werden soll, wird es vor allem 
darum gehen, konkrete Handlungsmaßnahmen und Umset- 
zungsstrategien im internationalen und nationalen Rahmen 
festzulegen. Die vierte Weltfrauenkonferenz muß eine „Konfe- 
renz der Zusagen" werden, um eine neue Phase der internatio- 
nalen Frauenpolitik einzuleiten. Die zu verabschiedende Ak- 
tionsplattform sollte sich deshalb vor allem auf praktische 
Schritte konzentrieren, mit deren Umsetzung die Regierungen 
tatsächliche und sichtbare Verbesserungen für Frauen in allen 
Teilen der Welt sicherstellen. Mit einer Rechenschaftspflicht 
(„Accountibility") der Regierungen gilt es, die Kontrolle und 
Transparenz des Umsetzungsprozesses der Konferenzergeb- 
nisse zu verbessern sowie die Implementation effektiver zu 
gestalten („monitoring process"). 

Es ist wichtig, daß die in der vierten Weltfrauenkonferenz 
anstehende Bilanz und Überprüfung der in Kairo 1985 verab- 
schiedeten „Zukunfts Strategien von Nairobi zur Förderung der 
Frau" („Nairobi Forward Looking Strategies") nicht nur eine 
vergleichende Analyse der Erfolge im Hinblick auf erreichte 
Gleichberechtigung und Geschlechterdemokratie werden. Es 
müssen ebenso die tatsächlichen Rückschritte bei der Gleich- 
berechtigung von Frauen im globalen Entwicklungszusam- 
menhang benannt und wirksame Mechanismen und Instru- 
mente zur Beseitigung bestehender Blockaden und Hinder- 
nisse verabschiedet werden. Dabei sind die weltweite Verlet- 
zung der Menschenrechte von Frauen und die Notwendigkeit, 
den Menschenrechtsschutz von Frauen international zu verbes- 
sern, von herausragender Bedeutung. Die Gleichberechtigung 
von Frauen ist eine Menschenrechtsfrage und zugleich Voraus- 
setzung für mehr Demokratie. Angesichts der Globalisierung 
von ökonomischen, ökologischen und sozialen Problemen, 
weltweit zunehmenden Kriegsaktivitäten, von Demokratieein- 
brüchen und sozialen Desintegrationsprozessen hat sich die 
Lage der Frauen in vielen Ländern im Vergleich zur letzten 
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Weltfrauenkonferenz in Nairobi teilweise verheerend ver> 
schlechtert. Das gilt insbesondere für viele Länder des Südens 
und für die Transformationsgesellschaften in Mittel- und Ost- 
europa. Aber auch die westlichen Industrieländer stehen mit 
dem Ende der Wachstumsgesellschaft vor weitreichenden ge- 
sellschaftlichen Umstrukturierungen, die die Entwicklung von 
neuen politischen Handlungsmaximen und Steuerungsmodel- 
len erforderlich machen. Ihre Lösungsstrategien orientieren 
sich jedoch an klassischen Steuerungsmechanismen, die 
Macht, Ökonomie und Markt ins Zentrum der Krisenbewälti- 
gung stellen. Dies trifft auch für die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu. Bevorzugte Krisenmechanismen wie Deregulierungs- 
strategien auf dem (Erwerbs-) Arbeitsmarkt und der Abbau von 
sozialen Leistungen ohne kompensatorisch wirkende Alternati- 
ven wirken sich angesichts der weiterhin bestehenden gesell- 
schaftlichen Ungleichheit zwischen den Geschlechtern beson- 
ders benachteiligend für Frauen aus. Von den Konsequenzen 
dieser Politik sind Migrantinnen, Flüchtlingsfrauen und - seit 
der deutschen Einigung - Frauen aus den neuen Bundeslän- 
dern in besonderem Maße betroffen. 

11. Nationaler Bericht der Bundesregierung 

1. Der nationale Bericht der Bundesregierung präsentiert sich in 
seinen zentralen Aussagen als Erfolgsbilanz. Er geht davon 
aus, daß die wesentlichen Forderungen der in Nairobi verab- 
schiedeten „Zukunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der 
Frau“ von seiten der Bundesregierung erfüllt sind. Die Bundes- 
regierung hat im Zuge der Vorbereitung für die Weltfrauen- 
konferenz ein nationales Vorbereitungskomitee einberufen 
und zwölf Arbeitsgruppen eingerichtet, in denen zahlreiche 
Vertreterinnen von Frauenverbänden, -gruppen und NGOs 
vertreten waren. Diese neue Form der Kooperation zwischen 
Frauen-NGOs und Regierung zur Vorbereitung einer inter- 
nationalen Frauenkonferenz ist durch die Bundesregierung 
jedoch nicht weitergeführt worden. Der Deutsche Bundestag 
verurteilt ausdrücklich, daß die in den Arbeitsgruppen erarbei- 
teten Berichte über die Situation der Frauen in der Bundes- 
republik Deutschland nicht in den nationalen Bericht selbst 
aufgenommen wurden (AGs gab es zu den Themen: Männliche 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen in der Bundesrepublik 
Deutschland; eigenständige wirtschaftliche und soziale Siche- 
rung der Frau; Frauen in Führungspositionen und Entschei- 
dungsgremien; Frauen und Medien; Frauen und Forschung; 
Vereinbarkeit von Berufs- und Familienarbeit für Frauen und 
Männer; Frauen und Entwicklungspolitik; Fluchtgründe von 
Frauen/Situation von Flüchtlingsfrauen in der Bundesrepublik 
Deutschland; Frauen, Gesundheit, Sexualität und Familienpla- 
nung; Frauen im Alter; Frauen und Frieden; Frauen und Um- 
welt.) Anstatt die Entscheidungskompetenz von NGOs zu stär- 
ken, wird mit einem solchen Vorgehen auf eine Arbeitsteilung 
gesetzt, in der die einen entscheiden und die anderen die 
Arbeit des Implementierens übernehmen. 


2. Die in den Berichten der AGs teilweise kritischere und realisti- 
schere Darstellung von gesellschaftlicher Benachteiligung und 
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Ausgrenzung von deutschen und in Deutschland lebenden 
Frauen sind daher kein Bestandteil des nationalen Berichts, 
wodurch ein beschönigendes Bild über die Situation von 
Frauen in der Bundesrepublik Deutschland entsteht: 

a) Beispiel Frauen in den neuen Bundesländern 

Die speziellen Probleme von Frauen, die mit der Vereinigung 
und der ökonomischen und politischen Umbruchsituation ent- 
standen sind, werden im nationalen Bericht der Bundesregie- 
rung nur unzureichend dargestellt. So haben Frauen in der 
Opposition und der sogenannten „Wendezeit" der ehemaligen 
DDR eine herausragende Rolle im politischen Reformprozeß 
gespielt. Sie waren in den Bürgerrechtsgruppierungen vertre- 
ten, haben einflußreich an dem „runden Tischen" mitgearbei- 
tet und insgesamt in der politischen Öffentlichkeit in dieser Zeit 
eine große Rolle gespielt. Diese politische Teilhabe und Reprä- 
sentanz von Frauen aus der ehemaligen DDR hat mit dem deut- 
schen Einigungsprozeß rapide abgenommen. In der deutschen 
Einigung hat sich ein in der Geschichte schon vielfach beob- 
achteter Prozeß scheinbar naturwüchsig erneut abgespielt. Mit 
der Etabherung neuer Strukturen haben Frauen ihre politisch 
einflußreiche Rolle und Funktion im Prozeß der Umstruk- 
turierung und Transformation der alten DDR Institutionen ver- 
loren. Dem entspricht in der Folgezeit der Verlust ihrer ökono- 
mischen und sozialen Sicherheiten und eine insgesamt be- 
nachteiligte gesellschaftliche Position. In der Bundesrepublik 
Deutschland, aber auch in den ehemals sozialistischen ost- und 
mitteleuropäischen Ländern hat sich der Übergang zur Markt- 
wirtschaft und westlichen Demokratie als Ausschluß von 
Frauen vollzogen. Hierfür gibt es viele gesellschaftliche und 
politische Ausdrucksformen, wie zum Beispiel die hohe Ar- 
beitslosigkeit von Frauen aus den neuen Bundesländern, der 
skandalöse Verdrängungsprozeß von Frauen aus den Fach- 
und Hochschulen, der die Berufs-, Aufstiegs- und Forschungs- 
chancen von Frauen im Wissenschaftsbetrieb für jetzige und 
zukünftige Frauengenerationen auf Jahrzehnte extrem be- 
schränkt sowie der Abbau von Rahmenbedingungen, die eine 
Vereinbarung von Beruf und Familie begünstigen. Der Verlust 
des Einflusses von Frauen zeigt sich entsprechend auch in dem 
vergleichsweise geringeren Anteil weiblicher Abgeordneter 
und politischer Führungskräfte aus den neuen Bundeslän- 
dern auf kommunaler, Landes- und Bundesebene. Das poli- 
tische und gesellschaftliche Engagement in der Wendezeit, 
ihre große Beteiligung an einem Wandel hin zu einer demokra- 
tischen und zivilen Gesellschaft, hat sich mehrheitlich für die 
Frauen in den neuen Bundesländern nicht ausgezahlt. Im Eini- 
gungsvertrag wurden keinerlei frauenfördernde Maßnahmen 
und Frauenrechte abgesichert, die nötig gewesen wären, um 
die „Naturwüchsigkeit" männlicher Interessenpolitik zu be- 
schränken. 

Der Prozeß der in der Geschichte bisher einmaligen Umgestal- 
tung von sozialistischen Gesellschaften zu westlichen Demo- 
kratien realisiert sich in Form eines Demokratieverständnisses, 
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das immer noch die Hälfte von Bevölkerung an einer gleich- 
berechtigten gesellschaftlichen Teilhabe ausschließt. 

b) Beispiel Migrantinnen und Flüchtlingsfrauen 

Eines der großen Probleme sind die weltweiten Flucht- und 
Migrationsbewegungen. So befinden sich nach Schätzung der 
Hohen Flüchtlingskommissarin der Vereinten Nationen 
(UNHCR) gegenwärtig ca. 20 Millionen Menschen auf der 
Flucht, hinzu kommen weitere 25 Millionen Binnenflüchtlinge, 
die innerhalb ihres Herkunftslandes vertrieben werden. Im 
letzten Jahresreport der „United Nations Fund for Population 
Activities'" (UNFPA) wird davon gesprochen, daß nahezu 2% 
der Weltbevölkerung mittlerweile auf der Flucht vor Krieg, 
Hunger, Dürre, Umweltzerstörung, Verletzung der Menschen- 
rechte und politischer Verfolgung sind. In den letzten Jahr- 
zehnten stieg der Anteil von Flüchtlingsfrauen. Amnesty Inter- 
national benennt Menschenrechtsverletzungen als Hauptur- 
sache für die Flucht von Frauen. Frauen flüchten aus Kriegs- 
gebieten, weil sie Opfer von systematischen Vergewaltigungen 
sind. Erschreckendstes Beispiel hierfür sind die Massenverge- 
waltigungen von bosnischen Frauen durch Serben. Im zentral- 
afrikanischen Staat Ruanda sind Berichte über Vergewaltigun- 
gen von Frauen im Zuge des dort verübten Völkermordes erst 
in allerjüngster Zeit bekanntgeworden. 

Geschlechtsspezifische Gründe von Flucht und Verfolgung 
werden in der Bundesrepublik Deutschland immer noch nicht 
generell als Asylgrund anerkannt. Das gleiche gilt, wenn 
Frauen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden. 
Es fehlt an besonderen Maßnahmen zum Schutz der körper- 
lichen Sicherheit und Integrität von Flüchtlingsfrauen. In der 
Bundesrepublik Deutschland ist seit der Änderung des Grund- 
rechtes auf Asyl (Artikel 16 a GG) der Zugang zum Asylverfah- 
» ren und zur Asylgewährung deutlich erschwert. Der Anteil an 
weiblichen Asylsuchenden liegt in der Bundesrepublik 
Deutschland bei knapp einem Drittel. 

Es ist dringend erforderlich, zur Verbesserung der Situation 
von Migrantinnen in der Bundesrepublik Deutschland das gel- 
tende Ausländerrecht zu verändern. Die größte Gruppe der 
Migrantinnen bilden über den Familiennachzug eingereiste 
Ehefrauen oder ausländische Frauen deutscher Männer. Diese 
Frauen sind nach § 19 des Ausländergesetzes in den ersten vier 
Jahren aufenthaltsrechtlich von ihren Ehemännern abhängig. 
Gewalt in der Ehe ist kein Grund, der betroffenen Frau ein 
eigenständiges Aufenthaltsrecht zu gewähren, sondern führt 
im Gegenteil bei Aufgabe der ehelichen Gemeinschaft zur Ab- 
schiebung. Diese rechtliche Regelung im Ausländergesetz 
schützt in keinster Weise die von Gewalt betroffene Frau, son- 
dern ist de facto ein Machtmittel in der Hand der Ehemänner, 
das erst über die Gewährung eines eigenständigen Aufent- 
haltsrechtes für ausländische Ehefrauen außer Kraft gesetzt 
werden kann. Es bleibt daher eine dringende innerstaatliche 
Aufgabe, ein eigenständiges Aufenthaltsrecht für Ausländerin- 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1551 


nen durchzusetzen, die im Wege des Familiennachzuges ein- 
reisen. 

Insgesamt muß eine humane und menschenwürdige Einwan- 
derungs-, Asyl- und Flüchtlingspolitik vier zentrale Bereiche 
gemeinsam behandeln: 1. Asyl- und Flüchtlingspolitik, 2. Ein- 
wanderungspolitik und Familienzusammenführung, 3. Bürger- 
rechts- und Antidiskriminierungspolitik sowie 4. die Staatsbür- 
gerfrage. Hinsichtlich der Möglichkeiten des Zugangs zur 
Staatsbürgerschaft bildet die Bundesrepublik Deutschland in 
Westeuropa das Schlußlicht. Noch immer entscheidet hier über 
die Chance, bürgerliche und politische Rechte zu erlangen, die 
„Blutsverwandtschaft'' und nicht der Lebensmittelpunkt der 
Menschen. Migrantinnen, die seit Jahren in der Bundesrepu- 
blik Deutschland leben oder als Kinder von Migrantinnen hier 
geboren sind, haben keine politischen Beteiligungsrechte. Die- 
ser Ausschluß von Bürgerinnenrechten erschwert das Leben 
von Migrantinnen in der Bundesrepublik Deutschland zusätz- 
lich. In einem demokratischen Deutschland müssen Einwande- 
rinnen und Flüchtlinge nach einem Mindestaufenthalt bzw. 
durch die Geburt zu gleichberechtigten Staatsbürgerinnen mit 
vollen Bürgerinnenrechten werden können. 

c) Beispiel Gewalt gegen Frauen 

In der „Wiener Erklärung und dem Aktionsprogramm der 
Weltkonferenz über Menschenrechte" (1993) werden „Ge- 
schlechtsspezifische Gewalt und alle Formen sexueller Belästi- 
gung und Ausbeutung, einschließlich solcher, die auf kulturelle 
Vorurteile und den internationalen Menschenhandel zurückzu- 
führen sind", als „Verletzung der fundamentalen Grundsätze 
der internationalen Menschenrechtsbestimmungen und des 
humanitären Völkerrechts" verurteilt. Darüber hinaus wird in 
der 1993 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedeten „Erklärung über die Beseitigung von Gewalt 
gegen Frauen" („Declaration on the Elimination of Violence 
against Women") Gewalt gegen Frauen im staatlichen, gesell- 
schaftlichen und privaten Bereich als grundlegende Menschen- 
rechtsverletzung verurteilt. Die LFmsetzung dieser Deklaratio- 
nen in nationales Recht ist nicht gelungen. Die Ursachen von 
Gewalt und Diskriminierung müssen öffentlich gemacht und 
verurteilt werden. Hierzu gehört insbesondere, daß Verfolgung 
wegen der sexuellen Orientierung und die geschlechtsspezi- 
fische Verfolgung als Asyl- und Fluchtgrund anerkannt wer- 
den. Mit einer Änderung des Strafrechts muß Vergewaltigung 
in der Ehe endlich ausdrücklich unter Strafe gestellt werden. 

d) Beispiel Frauen und Ökologie 

Der nationale Bericht der Bundesregierung verkennt die Rolle 
der Frauen im Hinblick auf Auswege aus der globalen ökologi- 
schen Krise. Während die Weltfrauenkonferenz in Nairobi und 
die Konferenz Umwelt und Entwicklung in Rio die zentrale 
Rolle von Frauen in den Ländern des Südens thematisierten 
und anerkannten, schweigt der Nationale Bericht der Bundes- 
regierung hierzu. Die Auswirkungen der ökologischen Krise 
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zeigen sich jedoch auch in einer Krise des Alltags, vor allem des 
Alltags von Frauen. Frauen versuchen die durch Umweltgifte, 
Strahlenbelastung und ständig zunehmende Chemiesierung 
bedingten Krankheiten ihrer Kinder abzufedern. Allergien, 
Atem- und Hauterkrankungen nehmen in den Ländern des 
Nordens erschreckend zu. Umweltexperten bestimmen zuneh- 
mend, was „ökologisch" ist. Die Alltags- und Lebenskompe- 
tenz von Frauen erfährt hierdurch eine - auch historisch ein- 
malige - Abwertung. In der Hausmüllentsorgung etwa kulmi- 
niert ein Wirtschaften, welches Verantwortung individualisiert: 
Nicht diejenigen, die umweltschädliche Produkte erstellen, 
übernehmen die Verantwortung, sondern - in der Regel - 
Frauen werden individuell verantwortlich für den ökologischen 
Einkauf und dessen Entsorgung gemacht. Solange Frauen mit 
Ergebnissen konfrontiert werden, an denen sie nicht partizi- 
pieren, agieren sie nachsorgend zwischen „Cäsium und Stron- 
tium". Gegen diese „Alternativen" kämpfen Frauen weltweit. 
Frauen sind die Aktivistinnen in Umwelt-, Bürger- und Bio- 
landinitiativen. Schon seit langem stellen Frauen die Mehrzahl 
der Mitglieder in lokalen Umweltinitiativen. Sie sind die Aktivi- 
stinnen, die Schäden vor Ort recherchieren, öffentlich darstel- 
len und Abhilfe einfordern. Es waren Frauen, die wissenschaft- 
lich und theoretisch die Gefahren der Gentechnologie themati- 
siert haben und die heute in Verbraucherverbänden über gen- 
technisch hergestellte Lebensmittel aufklären. 

Umweltexperten in Politik und Wirtschaft setzen immer noch 
auf „end-of-pipe" -Technologien zur Bewältigung der ökologi- 
schen Zerstörungen. 

Schon die Alltagserfahrung sagt aber, daß die durch eine fort- 
schreitende Verwendung von Umweltgiften, Kernenergie, von 
Energie und Rohstoffen verursachte Zerstörung nicht mit der 
Methode „end of pipe" auf gefangen werden kann. Hinzu 
kommt ein internationaler Aspekt: End-of-pipe-Technologien 
sind teuer. Umweltstandards in Gestalt von Grenzwerten, Auf- 
lagen und Normen, wie sie zum Beispiel im Bundesgebiet gel- 
ten, lassen sich international nicht durchsetzen. Umgekehrt 
dürfen die Länder des Südens nicht zur Gift- und Müllhalde des 
Nordens werden. Einen Ausweg aus der ökologischen Krise 
wird es ohne die Einbeziehung der Kompetenz von Frauen 
nicht geben. Den Weg hierzu bilden Mitwirkungs- und Beteüi- 
gungsrechte, aber auch das Recht auf Information und die 
Pflicht zur Kennzeichnung von Produkten und Lebensmitteln. 


III. Internationale Frauenpolitik und Menschenrechte 

1. Spätestens seit der dritten VN- Weltfrauenkonferenz in Kairo 
hat die internationale Frauenbewegung einen Perspektiven- 
wechsel in der internationalen Frauenpolitik eingeleitet. Bis zur 
ersten Weltfrauenkonferenz in Mexiko (1975) wurden Frauen 
in den Dokumenten der Vereinten Nationen nur unter sozialen 
Gesichtspunkten erwähnt. Mit dem zunehmenden Einfluß von 
internationalen Frauen-NGOs auf die VN-Konferenzpolitik, 
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insbesondere der Frauen aus dem Süden der Welt, rückten 
nach und nach Frauen als Handelnde und als Potential von 
Entwicklung und Veränderung in den Mittelpunkt: „Frauen 
sind nicht das Problem, sie sind die Lösung"' (Gertrude Mon- 
gella, Generalsekretärin der vierten Weltfrauenkonferenz). 
Frauen haben die herrschenden Paradigmen nationaler und 
internationaler Politik in Frage gestellt und die Menschen- 
rechtsfrage aus ihrer Sicht neu aufgeworfen. Nicht mehr die 
Opferperspektive, sondern das Selbstverständnis, daß Frauen 
Rechte besitzen und Rechtsansprüche durchsetzen können, 
prägt die neue internationale Frauenpolitik, Frauenthemen, die 
Durchsetzung der Menschenrechte für Frauen, Anstrengungen 
zur tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen auf allen 
Ebenen der Gesellschaft werden als eine Angelegenheit der 
Gesellschaft und der internationalen Völkergemeinschaft aner- 
kannt und sind nicht länger reine „Frauensache". 

Die VN-Konferenzdokumente sind seit Nairobi zunehmend 
von diesem Politikansatz beeinflußt. Empowerment ist der 
Schlüsselbegriff der internationalen Frauenpolitik, in dem 
Machtzugewinn von Frauen durch Stärkung ihrer Position, 
durch politische Beteiligung und Zugriffsrechte auf Ressourcen 
erreicht werden soll. Im Unterschied zur Frauenpolitik einzel- 
ner Staaten - insbesondere derjenigen der westlichen Indu- 
striestaaten - werden die Ursachen, die eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen von Frauen verhindern, verstärkt im 
Zusammenhang mit globalen Strukturen gesehen. Die struktu- 
relle Verbesserung der Lebens- und Arb eit s Situation und der 
Menschenrechtssituation von Frauen erfordert gesellschaft- 
liche Veränderungen im globalen Maßstab ebenso wie eine 
ökologisch-solidarische Weltwirtschaftsordnung. Die Entwick- 
lung neuer Formen internationaler Zusammenarbeit ist dabei 
genauso wichtig wie die Stärkung regionaler Strukturen unter 
Berücksichtigung regionaler Besonderheiten. 

Bereits anläßlich der Vorbereitung zur VN- Weltkonferenz zu 
Umwelt und Entwicklung (UNCED 1992) ist die Schlüsselrolle 
von Frauen für eine ökologisch verträgliche und sozial gerechte 
Entwicklung im internationalen Maßstab deutlich geworden. 
Der Zugang von Frauen zu Ressourcen und die Kontrolle über 
ihre Nutznießung und Verwendung ist eine entscheidende 
Voraussetzung für nachhaltiges Wirtschaften (sustainable 
development). Die Agenda 21, das Abschlußdokument der VN- 
Weltkonferenz UNCED beschreibt die notwendigen Maßnah- 
men zur Stärkung der Position von Frauen (Kapitel 24). 

„Weltweites Handeln für Frauen mit dem Ziel einer dauerhaf- 
ten und gerechten Entwicklung" ist ohne eine Reform der 
bestehenden Weltwirtschaftsordnung nicht erreichbar. Damit 
einhergehen muß eine stärkere Politikkohärenz für Frauen. 
Hier sind Anstrengungen auf nationaler Ebene wie auf VN- 
Ebene erforderlich. Um eine bessere Kohärenz der verschiede- 
nen Politikbereiche mit denen der internationalen Frauenpoli- 
tik im Rahmen der Vereinten Nationen zu erreichen, ist die 
Aufforderung der „Wiener Erklärung und des Aktionspro- 
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gramms^' der VN-Menschenrechtskonferenz, „die Gleichbe- 
rechtigung der Frau und die Menschenrechte der Frau in die 
Hauptlinien der Gesamtaktivitäten des Systems der Vereinten 
Nationen zu integrieren" umfassend zu erfüllen. Eine solche 
Integration der Frauenbelange kann nur dann effektiv und 
einflußreich sein, wenn eine stärkere Kooperation und Koordi- 
nation zwischen den mit Frauenfragen befaßten Gremien der 
VN und den übrigen VN-Organisationen, Sonder- und Unter- 
organisationen möglich ist. Hierzu bedarf es jedoch praktischer 
Umsetzungsvorschläge, die unbedingt Gegenstand der in 
Peking zu vereinbarenden Aktionsplattform sein müssen. Ein 
erster Schritt zu mehr Politikkohärenz für Frauen auf der natio- 
nalen Ebene der Bundesrepublik Deutschland ist die Sicher- 
stellung der Beteiligung von Frauen an nationalen und inter- 
nationalen Entscheidungsgremien in den Bereichen Außen-, 
Wirtschafts-, Sicherheits- und Umweltpolitik. 

2. Die gegen Frauen und Mädchen gerichteten Menschenrechts- 
verletzungen sind weitreichend und schwer. Sie sind ein 
Haupthindernis, um weltweit die Position von Frauen zu stär- 
ken, ihre poütische Partizipation abzusichern und ihnen 
Zugang zu und Kontrolle über Ressourcen zu ermöglichen. Ge- 
walt gegen Frauen und Menschenrechtsverletzungen gehören 
zu den Themen der internationalen Frauenpolitik, die in 
Peking gebündelt und zusammengeführt werden müssen. Ins- 
besondere darf die Weltfrauenkonferenz nicht zu den in China 
an Frauen verübten Zwangsabtreibungen und Zwangssterili- 
sierungen schweigen. Die Weltfrauenkonferenz muß zur Men- 
schenrechtssituation in Tibet Stellung beziehen. Auch die Aus- 
wirkungen bewaffneter und anderer Konflikte auf Frauen spie- 
len auf der Konferenz eine große Rolle. Amnesty International 
hat in seinen „Empfehlungen für die Plattform der vierten 
Weltfrauenkonferenz" deutlich gemacht, daß Frauen aus den 
unterschiedlichsten Gründen Opfer von Menschenrechtsver- 
letzungen werden. Entweder übernehmen sie im Kampf um 
Freiheit und Gerechtigkeit eine führende Rolle oder sie wer- 
den zu Opfern, weil man sie für wehrlos hält und z. B. hofft, 
über sie Druck auf die männlichen Angehörigen ausüben zu 
können. In vielen Gesellschaften ist die Ursache für Menschen- 
rechtsverletzungen an Frauen ihrem untergeordneten und teil- 
weise „minderwertigen" Status geschuldet. Eine nicht unbe- 
trächtliche Anzahl von Menschenrechtsverletzungen erleiden 
Frauen im Zuge von Kriegshandlungen. Frauen erleiden Men- 
schenrechtsverletzungen wegen ihres Geschlechts auch dann, 
wenn sie keine aktive Rolle spielen: „Häufig gehörten sie zu 
Randgruppen oder anderen wehrlosen Schichten der Gesell- 
schaft; Indigene und Bauernfrauen, die in vom Konflikt betrof- 
fenen ländlichen Gebieten gewohnt haben; Flüchtlingsfrauen 
oder Vertriebene, die vor den Kriegshandlungen geflohen 
waren, sowie Frauen aus den armen Schichten der Stadtbevöl- 
kerung. Während weltweit eine Zunahme an kriegerischen 
Auseinandersetzungen zu verzeichnen ist, hat sich gezeigt, daß 
die Regierungen entweder nicht in der Lage oder nicht willens 
sind, Übergriffe gegen wehrlose Frauen zu verhindern, oder 
sich bisweilen sogar aktiv an derartigen Verstößen beteiligt 
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haben. Weitverbreitet kommt es zu Verge’waltigungen durch 
Soldaten, entweder weil sie Frauen als Bürger zweiter Klasse 
ansehen oder weil man die Soldaten in dem Glauben läßt, daß 
Vergewaltigungen zur legitimen Kriegsbeute zählen. Verge- 
waltigungen werden aber auch systematisch und vorsätzlich 
als Taktik eingesetzt, um den „Feind einzuschüchtern und 
seine Moral zu untergraben" (ai Empfehlungen). 

Frauen, die riskieren, Opfer von Inhaftierungen, Folterungen 
und Hinrichtungen oder dem „Verschwindenlassen" zu wer- 
den, haben keinerlei Möglichkeiten, ihre Rechte auf Gleichbe- 
rechtigung, auf Partizipation, Entwicklung und Frieden wahr- 
zunehmen. In dem Abschlußdokument von Peking muß des- 
halb die Dringlichkeit betont werden, daß alle internationalen 
Menschenrechtsinstrumente, die das Leben von Frauen und 
Männern betreffen, ohne Vorbehalt zu ratifizieren sind. Die 
Frage der Verantwortung von Regierungen für Gewaltakte 
gegen Frauen sollte in der Aktionsplattform einen besonderen 
Stellenwert erhalten und mit der dringenden Aufforderung an 
die einzelnen Regierungen verbunden werden, die „ VN-Erklä- 
rung zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen" in nationales 
Recht umzusetzen. Darüber hinaus müssen sich die Regierun- 
gen in dem Abschlußdokument verpflichten, konkrete Maß- 
nahmen zur umfassenden Umsetzung aller internationalen 
Menschenrechtsstandards einzuleiten. Jeder Versuch, die uni- 
versellen und unteilbaren Menschenrechte zu relativieren, muß 
entschieden zurückgewiesen werden. 

IV. Stärkere Beteiligung von Nicht-Regierungsorganisationen 
und der Nachfolgeprozeß von Peking 

1. Das Festschreiben von Frauenrechten als Menschenrechte und 
die Bestätigung der zentralen Rolle der Frauen im Entwick- 
lungsprozeß auf der Ebene der VN ist insbesondere seit Nairobi 
das Ergebnis eines machtvollen Einmischens von internationa- 
len nichtstaatlichen Frauengruppen und einer insofern erfolg- 
reichen „Partnerschaft zwischen Regierungen und Zivilgesell- 
schaft". Diese Kooperation gilt es weiter auszubauen. Alle Ver- 
suche, die Beteiligung und Einbeziehung von NGOs zu be- 
schneiden, müssen energisch verurteilt werden. Der Vorberei- 
tungsprozeß zur Weltfrauenkonferenz unterstreicht die Not- 
wendigkeit von neuen und demokratischeren Partizipations- 
und Kooperationsformen zwischen NGO, VN und Regie- 
rungen. 

Im Zuge zunehmender Globalisierung von Problemlagen, der 
Internationalisierung von Politik generell, Frauenpolitik im 
speziellen, und den neuen Anforderungen an eine Weltorgani- 
sation seit dem Ende der Blockkonfrontation zwischen Ost und 
West, ist eine Demokratisierung der Strukturen der Vereinten 
Nationen überfällig. In den VN-Weltkonferenzen des letzten 
Jahrzehntes wie auch in zahlreichen VN- Organisationen zeigt 
sich, daß die Bereitschaft zu einer stärkeren Einbeziehung von 
NGOs gestiegen ist. In der Agenda 21 der UNCED (Kapitel 27) 
wird den nichtstaatlichen Organisationen eine Bedeutung wie 


Drucksache 13/1551 


11 



Drucksache 13/1551 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


bisher in noch keinem anderen VN-Dokument beigemessen. 
Diese neue Haltung folgt der Erkenntnis, daß die Umsetzung 
von politischen Entscheidungen besser gelingt, wenn die 
Nichtregierungsorganisationen einbezogen werden. Zu einem 
integralen Bestandteil der Demokratisierung der Vereinten 
Nationen gehört die Erweiterung der Mitwirkungs- und Beteili- 
gungsrechte der NGOs. Konkret heißt das, die Beratungsrechte 
der NGOs auszuweiten, ihre Aufnahme in den Konsultativsta- 
tus zu erleichtern mit dem Ziel, einen Partizipativ-Status zu 
verwirkhchen. Angesichts der erfolgreichen Einflußnahme 
internationaler Frauenorganisationen hat das Abschlußdoku- 
ment der vierten VN-Weltfrauenkonferenz die Bedeutung der 
Frauen-NGOs klar herauszustreichen und ihre Position im 
Sinne von erweiterten Beteiligungsrechten zu stärken. Dabei 
ist bei den Zugangsbedingungen unbedingt zu berücksich- 
tigen, daß Frauen-NGOs häufig eine andere Struktur und ge- 
ringere Finanzmittel haben, als dies für andere NGOs zutrifft, 
die zudem in ihrer Organisations- und Personalstruktur eher 
männerzentriert sind. Diese unterschiedlichen Zugangsvoraus- 
setzungen von Frauen-NGOs müssen sowohl für die Demokra- 
tisierung der VN- Strukturen als auch bei einer Erweiterung der 
Beteiligungsrechte von NGOs berücksichtigt werden. Dabei ist 
es von zentralem Stellenwert, daß in die Aktionsplattform von 
Peking eine Quotenregelung aufgenommen wird. Diese sollte 
sich an der in der Agenda von Miami im Vorbereitungsprozeß 
der NGOs von UNCED festgelegten Empfehlung orientieren, 
in politischen Entscheidungspositionen auf VN, Regierungs- 
und Nichtregierungsebene eine 60/40-Regelung (nicht mehr 
als 60 % und nicht weniger als 40 % des einen oder des anderen 
Geschlechts) zu erreichen. Diese Quotenregelung entspricht 
dem Ergebnis einer VN-Expertise, nach der sich ab einem An- 
teil von 40 % der Einfluß von Frauen bei politischer Gestaltung 
bemerkbar macht. Als essentieller Beitrag im Rahmen der 
Reform und Demokratisierung der VN muß die Erhöhung des 
Frauenanteils in den Führungspositionen aller Organisationen 
und Gremien der Vereinten Nationen zugesichert werden. 

2. Wenn die Weltfrauenkonferenz eine „Konferenz der Zusagen" 
werden soll, müssen Instrumente entwickelt werden, die die 
Umsetzung der Beschlüsse von Peking durch die Mitgliedstaa- 
ten und die Organisationen der VN überwachen. Eine „mono- 
toring" -Instanz für das Pekinger follow-up ist dringend erfor- 
derlich. Das Abschluß dokument muß Beteihgungs- und Koope- 
rationsformen von Frauen-NGOs beinhalten. Die Einrichtung 
eines hochrangigen Gremiums (Ombudsfrau) zur Über- 
wachung von Frauenangelegenheiten darf nicht aus Gründen 
fehlender finanzieller Mittel scheitern. 

Einer Stärkung der NGOs im internationalen Rahmen müssen 
größere Beteihgungs- und Mitwirkungsrechte auf nationaler 
Ebene entsprechen. Das wird im Nachfolgeprozeß von Peking 
für die Maßnahmen und Mechanismen, die zur Umsetzung der 
Pekinger Vereinbarungen beschlossen werden, eine wichtige 
Rolle spielen. So sollte die begonnene Zusammenarbeit zwi- 
schen Bundesregierung und Vertreterinnen von Frauengrup- 
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pen und NGOs im Rahmen des Nationalen Vorbereitungsko- 
mitees weiter ausgebaut und verbindlicher geregelt werden. 
Die Einrichtung eines ressortübergreifenden Regierungs- 
NGO-Ausschusses, in dem regelmäßig konkrete Themen im 
Zusammenhang mit dem Implementationsprozeß von Peking 
erörtert werden, könnte ein geeigneter Schritt sein. Darüber 
hinaus muß die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
über den Stand und die Erfolge der Umsetzung regelmäßig 
Bericht erstatten (Accountibility). 

Frauengruppen und Frauen-NGOs sind wichtige Vermittlerin- 
nen zwischen staatlichen Stellen und Basisorganisationen. Als 
„Agentinnen sozialen Wandels" sind sie Expertinnen und ver- 
fügen über ein Wissen „vor Ort", das unerläßlich für die Ent- 
scheidung und Durchführung von Entwicklungsprojekten ist. 
Eine Zusammenarbeit mit Frauen-NGOs im Hinblick auf die 
Konsequenzen von Entwicklungsvorhaben für eine nachhal- 
tige Entwicklung und die Menschenrechtssituation von Frauen 
ist auch von seiten der Bundesregierung sicherzustellen und 
kontinuierlich auszubauen. 

V. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

sich in den zuständigen internationalen Gremien der Vereinten 

Nationen allein und im Rahmen der Europäischen Union dafür 

einzusetzen, daß auf der vierten Weltfrauenkonferenz die nachfol- 
genden Maßnahmen und Beschlüsse gefaßt werden: 

1. Gewährleistung des Zugangs der NGOs und Sicherung der 
Meinungs- und Pressefreiheit. 

Die Bundesregierung wird sich bei der chinesischen Regierung 
dafür einsetzen, daß der Veranstaltungsort des „NGO Forum 
on Women" - wie ursprünglich geplant - ins Zentrum Pekings 
gelegt wird und das Akkreditierungsverfahren nach trans- 
parenten Kriterien durchgeführt wird. Außerdem wird die Bun- 
desregierung bei der chinesischen Regierung und dem VN- 
Generalsekretär gegen die Ablehnung von nichtstaatlichen 
Frauenorganisationen Protest einlegen. Dieser Protest gilt 
generell für alle abgelehnten NGOs, angesichts der Menschen- 
rechtsverletzungen in Tibet jedoch im speziellen für die exil- 
tibetischen Gruppen. Frauen aus Tibet und Taiwan ist die Teil- 
nahme ebenso zu garantieren wie den Frauengruppen, die auf- 
grund ihrer Auffassungen, ihrer Herkunft oder ihrer sexuellen 
Orientierung ausgeschlossen wurden. Es ist von ausschlagge- 
bender Bedeutung, daß die Beiträge von NGOs auf der vierten 
VN-Weltfrauenkonferenz umfassend in die abschließende 
„platform of action" einbezogen werden. Das betrifft sowohl 
NGOs, die beim Wirtschafts- und Sozialrat der VN beratenden 
Status haben wie auch solche, die keinen beratenden Status 
haben und nur auf nationaler Ebene tätig sind. Als Expertinnen 
für Menschenrechte und aufgrund ihres Einsatzes und Wissens 
über die Menschenrechtslage von Frauen ist ihre Beteiligung 
für den Erfolg von Peking unverzichtbar. Die Bundesregierung 
wird sich weiter dafür einsetzen, daß chinesische Frauen unge- 
hindert an dem NGO-Forum teilnehmen können. 
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2. Berichterstattung über die Situation von Frauen in der Bundes- 
republik Deutschland 

— Die Bundesregierung wird aufgefordert, über die Situation 
von Frauen in der Bundesrepublik Deutschland und den 
erreichten Stand an Gleichberechtigung und Geschlechter- 
demokratie in der Umsetzung der „Zukunftsstrategien von 
Nairobi zur Förderung der Frau" kritisch zu berichten. Hier- 
bei ist insbesondere die historisch einmalige Situation der 
deutschen Einigung zu berücksichtigen. 

Es sind konkrete Handlungsebenen in bezug auf die Beseiti- 
gung der Demokratiedefizite anläßlich der deutschen Eini- 
gung zu entwickeln, so daß sich die Chancen für die Frauen 
aus den neuen Bundesländern an gleichberechtigter Teil- 
habe auf allen Ebenen der Gesellschaft erhöhen. 

— Die „Wiener Erklärung" zu Menschenrechten ist in natio- 
nales Recht umzusetzen. Geschlechtsspezifische Verfolgung 
und diejenige wegen sexueller Orientierung sind als Asyl- 
grund anzuerkennen. Auf internationaler Ebene ist eine 
Änderung der Genfer Flüchtlingskonvention erforderlich, 
damit Frauen besser im Falle von Flucht und Verfolgung 
geschützt werden. Innerstaatlich sind verbindliche Regelun- 
gen für den Schutz der körperlichen Sicherheit und der Inte- 
grität von Flüchtlingsfrauen zu erlassen. In diesem Zusam- 
menhang prüft die Bundesregierung eine Beteiligung an 
dem „Women-at-Risk-Programm des UNHCR". 

Die „Erklärung zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen" 
muß innerstaatlich umgesetzt werden. In der Erklärung wird 
Gewalt gegen Frauen im privaten Bereich als Menschen- 
rechtsverletzung verurteilt und die Schutzpflicht des Staates 
auch auf der privaten Ebene der Ehe oder anderer Lebens- 
formen eingefordert. Vergewaltigung in der Ehe muß in der 
Bundesrepublik Deutschland endlich ausdrücklich unter 
Strafe gestellt werden. Der bislang aufenthaltsrechtlich 
abhängige Status ausländischer Ehefrauen von ihren Ehe- 
männern wird zugunsten eines eigenständigen Aufenthalts- 
rechts von ausländischen Ehefrauen verändert. 

— Im Rahmen einer humanen und menschenwürdigen Ein- 
wanderungs-, Bürgerrechts- und Gleichstellungspolitik wer- 
den die gesetzlichen Grundlagen des Staatsbürgerrechts 
verändert (Einführung des „ius soli"). So sollen auch die 
Chancen von Migrantinnen verbessert werden, sich an ge- 
sellschaftlichen und politischen Entscheidungsprozessen zu 
beteiligen. 

3. Abschlußdokumente der Weltfrauenkonferenz 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

— sich dafür einzusetzen, daß im Abschlußdokument der vier- 
ten VN- Weltfrauenkonferenz die schon erzielten Fortschritte 
auf der VN-Ebene im Hinblick auf das reproduktive und 
sexuelle Selbstbestimmungsrecht der Frauen, die Anerken- 
nung der weltweit unbezahlten Frauenarbeit und ihres zen- 
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tralen Beitrages im Entwicklungsprozeß nicht zurückgenom- 
men werden. Eine wichtige Voraussetzung ist, daß die ein- 
zelnen Länder den Beitrag der bislang unbezahlten Frauen- 
arbeit in ihre Wirtschaftsstatistiken und in die Berechnung 
des Bruttosozialproduktes aufnehmen; 

— sich dafür einzusetzen, daß das Abschlußdokument kon- 
krete Handlungszusagen und Maßnahmen enthält und im 
nationalen und internationalen Rahmen Instrumente fest- 
legt, die eine effektivere Beobachtung und Kontrolle bei der 
Umsetzung der Konferenzergebnisse ermöglichen (accoun- 
tibility; monotoring und follow-up process). 

Nach einer zwanzigjährigen erfolgreichen VN-Konferenz- 
geschichte ist es an der Zeit, daß das Abschlußdokument von 
Peking sich vor allem auf konkrete Schritte zur Umsetzung 
konzentriert. Die einzelnen Regierungen sind zugleich auf- 
gefordert, ihre bisherige Politik zu überprüfen, damit ineffi- 
ziente Maßnahmen, Programme oder Gesetze zur Förderung 
von Frauen außer Kraft und durch effektivere ersetzt werden 
können. Damit die Umsetzung des Aktionsprogramms der 
vierten Weltfrauenkonferenz nicht an fehlenden finanziellen 
Mitteln scheitert, unterstützt die Bundesregierung die For- 
derung nach Senkung der Militärausgaben um jährlich 3 % 
(Gertrude Mongella). 

— sich dafür einzusetzen, daß die Mittel für den Entwicklungs- 
fonds der Vereinten Nationen für die Frau (UNIFEM), der 
direkte finanzielle Hilfe an arme Frauen in den Ländern des 
Südens leistet und so zur Stärkung der Frauen beiträgt, nicht 
gekürzt werden. Das im Vorfeld der vierten Weltfrauenkon- 
ferenz bekanntgewordene Bestreben, das Internationale 
Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur Förderung der 
Frau (INSTRAW) mit UNIFEM zusammenzulegen, wird aus- 
drücklich zurückgewiesen. 

4. Anerkennung der universellen und unteilbaren Menschen- 
rechte 

Die Bundesregierung muß allen Versuchen, die die universel- 
len und unteilbaren Menschenrechte in Frage stellen, ent- 
gegentreten. Das Abschlußdokument in Peking muß die auf der 
Weltkonferenz über Menschenrechte 1993 getroffenen Be- 
schlüsse bekräftigen. Dies schließt eine eindeutige Kritik an der 
Menschenrechtslage in China mit ein. Es geht vor allem darum, 
die Regierungen zu verpflichten, diese Standards in ihren Län- 
dern zu verwirklichen und ihnen Instrumente an die Hand zu 
geben, um die Menschenrechtssituation von Frauen zu verbes- 
sern. Die Bundesregierung muß sich mit anderen Ländern und 
allein bei der in Peking zu verabschiedenden Aktionsplattform 
für die universelle Gültigkeit internationaler Menschenrechts- 
standards für Frauen einsetzen. Im einzelnen sind das: 

— Die Aktionsplattform sollte eine deutliche Stellungnahme 
über die aktuellen Hindernisse enthalten, die Frauen bei der 
Wahrnehmung ihrer Menschenrechte entgegenstehen und 
sich auf praktische Schritte konzentrieren, mit deren Umset- 
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zung die einzelnen Regierungen die Rechtsstellung der Frau 
stärken, ihre volle und gleichberechtigte Beteiligung an 
gesellschaftlichen Entscheidungen sowie ihren Zugang zu 
und ihre Kontrolle von Ressourcen sichern helfen. Die Ver- 
letzung von Menschenrechten aufgrund der sexuellen 
Orientierung muß eindeutig verurteilt werden. Die Aner- 
kennung der universellen Menschenrechte verlangt auch 
die Berücksichtigung und den Schutz von Lesben bei der 
Durchsetzung von Menschenrechtsinitiativen. 

— Alle relevanten, Frauen und Mädchen betreffenden inter- 
nationalen Menschenrechtsschutzinstrumente, sind durch 
die Teilnehmerstaaten zu ratifizieren und in rechtlicher, ver- 
waltungsmäßiger und anderer Hinsicht umzusetzen. Dies 
sind u. a. internationale Pakte über bürgerliche, politische, 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte; die „Konven- 
tion über die Beseitigung jeder Form der Diskriminierung 
der Frau“; das „Übereinkommen gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche und erniedrigende Behandlung 
oder Strafe“ und die „Konvention über das Überleben, den 
Schutz und die Entwicklung der Kinder“. 

— Die Vorbehaltsklauseln bei der „Konvention zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau“ und der Kinder- 
konvention sind rückgängig zu machen. 

— Es wird angestrebt, bis zum Jahr 2000 die weltweite Ratifi- 
zierung aller Menschenrechtsinstrumente, die Mädchen und 
Frauen betreffen, abzuschließen. 

— Der im Auftrag der VN-Menschenrechtsweltkonferenz vom 
Ausschuß zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau 
(Committee for the Elimination of Discrimination against 
Women - CEDAW) erarbeitete Entwurf für ein Fakultativ- 
protokoll zum „Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
der Diskriminierung der Frau“ sieht ein Individual- und 
Gruppenbeschwerderecht vor. CEDAW erhält das Recht, 
Beschwerden im Hinblick auf die Verletzung von Rechten 
durch eine Regierung, auf die Nichteinhaltung der Konven- 
tion insgesamt oder von einzelnen Verpflichtungen aus der 
Konvention zu überprüfen. Darüber hinaus ist ein eigenes 
Untersuchungsrecht vorgesehen, wonach CEDAW das 
Recht erhält, auf eigene Initiative tätig zu werden und zu 
überprüfen, ob schwerwiegende oder systematische Verlet- 
zungen der Konvention vorliegen. In das Abschlußdoku- 
ment der Weltfrauenkonferenz von Peking sind die in dem 
Fakultativprotokoll zur „Konvention zur Beseitigung jeder 
Form der Diskriminierung der Frau“ genannten Rechte aus- 
drücklich zu bestätigen. 

— Die Aktionsplattform sollte ausdrücklich alle Regierungen 
auffordern, Maßnahmen zur umfassenden Umsetzung aller 
internationalen Menschenrechtsinstrumente einzuleiten. 
Das gilt auch für Erklärungen, die nicht Vertragsform haben, 
wie die „Wiener Erklärung und das Aktionsprogramm“ so- 
wie der „Erklärung zur Beseitigung von Gewalt gegen 
Frauen“. Die Empfehlung der Wiener Erklärung und des 
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Aktionsprogramms an die Vertragsüberwachungsorgane, 
Informationen zu verbreiten, so daß es Frauen eher möglich 
ist, von ihren Verfahren Gebrauch zu machen, sollte aufge- 
griffen und den einzelnen Regierungen praktische Schritte 
empfohlen werden, solche Informationen zu verbreiten. Dar- 
über hinaus sollten mit den Berichten der einzelnen Regie- 
rungen an die Vertragsüberwachungsorgane auch detail- 
lierte Informationen über die jeweilige Menschenrechts- 
situation von Mädchen und Frauen vorgelegt werden. 

— Es ist notwendig, daß sich in der Aktionsplattform das wach- 
sende Bewußtsein der internationalen Gemeinschaft für das 
Problem der Gewalt gegen Frauen widerspiegelt. Daher 
sollte die Frage der Verantwortung von Regierungen für Ge- 
waltakte gegen Frauen im Abschlußdokument von Peking 
ein besonderes Gewicht erhalten. In vielen Staaten zeichnen 
Regierungen und deren Komplizen für Folterungen, Verge- 
waltigungen und für das „Verschwindenlassen“ verantwort- 
lich. Die Verantwortung der Regierungen für derartige Men- 
schenrechtsverletzungen an Frauen muß herausgestrichen 
und verurteilt werden und sie müssen nachdrücklich aufge- 
fordert werden, derartige Verstöße zu unterlassen. 

— Konkrete Schritte zur Umsetzung der „Erklärung zur Beseiti- 
gung von Gewalt gegen Frauen“ müssen angesichts der 
weltweit verbreiteten Formen von Gewalt gegen Frauen 
ebenfalls tragender Teil des Aktionsprogramms sein. Eine 
enge Kooperation der Sonderberichterstatterin über Gewalt 
gegen Frauen mit anderen für die Menschenrechte von 
Frauen relevanten Mechanismen der Vereinten Nationen 
muß ausdrücklich gefordert werden (u. a. mit dem Hoch- 
kommissar für Menschenrechte, den Sonderberichterstatter 
über Rassismus pp.). 

— Die Regierungen werden aufgefordert, sich zur Bereitstel- 
lung angemessener finanzieller Mittel für zwischenstaat- 
liche Organisationen, die Menschenrechtsverletzungen an 
Frauen untersuchen, zu verpflichten. Das sind vor allem die 
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen, die 
Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen, die 
Kommission für die Rechtsstellung der Frau und der Aus- 
schuß zur Beseitigung der Diskriminierung der Frau. 

— Die Aufforderung der Wiener Erklärung und des Aktions- 
programms, Menschenrechte und Gleichberechtigung von 
Frauen zum integralen Bestandteil aller Aktivitäten der Ver- 
einten Nationen werden zu lassen, muß im Aktionspro- 
gramm der vierten Weltfrauenkonferenz bestärkt und mit 
konkreten Empfehlungen zur Umsetzung unterstützt wer- 
den. Dazu gehört die regelmäßige und systematische Be- 
handlung von Frauenbelangen in allen relevanten Gremien 
der VN. Die Integration von Frauenbelangen innerhalb der 
Vereinten Nationen muß mit Maßnahmen zur besseren Ko- 
härenz der verschiedenen Politikfelder für Frauen einher- 
gehen. Voraussetzung dafür ist eine stärkere Koordination 
und Kooperation der für Frauen zuständigen Gremien mit 
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den übrigen Organisationen der UN und die Förderung von 
Instrumenten zur Koordinierung von Frauenförderung über 
die verschiedenen Sektoren hinweg. Das gilt besonders für 
die internationalen Finanzorganisationen Weltbank und 
Internationaler Währungsfonds (IWF). Es ist notwendig, daß 
hierzu im Abschlußdokument die Umsetzungsvorschläge 
konkretisiert werden. 

5. Stärkung der Beteiligungrechte der NGOs 

— Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
sich auf der vierten Weltfrauenkonferenz für eine stärkere 
Beteiligung von Frauen-NGOs auf internationaler und natio- 
naler Ebene einzusetzen und die Umsetzung der Pekinger 
Beschlüsse im Nachfolgeprozeß der vierten VN-Weltfrauen- 
konferenz auf nationaler Ebene transparenter im Sinne der 
Stärkung der Zivilgesellschaft zu gestalten. Insbesondere: 

— Im Ab Schluß dokument wird die hervorragende Rolle von 
Frauen-NGOs für die Stärkung, die Gleichberechtigung und 
die Menschenrechtssituation von Frauen hervorgehoben. Es 
wird die Notwendigkeit betont, die Beteiligungsrechte von 
NGOs im VN-System zu erweitern. Die Regierungen wer- 
den aufgefordert, entsprechende Regelungen auf nationaler 
Ebene zu realisieren. Die in der Agenda 21, Kapitel 27 der 
UNCED ausgeführten Bestimmungen werden weiter kon- 
kretisiert und die besonderen Zugangsvoraussetzungen von 
Frauen-NGOs berücksichtigt. Außerdem wird darauf hinge- 
wiesen, daß eine Erweiterung von Mitwirkungs- und Beteili- 
gungsrechten von NGOs in den Vereinten Nationen unter 
Berücksichtigung der 60/40-Quote erfolgen soll. 

— Für die Kontrolle und effektivere Beobachtung der Imple- 
mentation der Pekinger Beschlüsse wird eine „monotoring''- 
Instanz auf VN-Ebene geschaffen. Hier kann es sich entwe- 
der um die Einrichtung eines hochrangigen Postens einer 
Ombudsfrau handeln oder aber um die Einrichtung einer 
Kommission, deren Hauptaufgabe die Überwachung der 
Umsetzung der Pekinger Beschlüsse ist (vergleichbar mit 
CEDAW für die „Erklärung zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau oder in Anlehnung an die VN 
Commission on Sustainable Development im Nachfolgepro- 
zeß von UNCED). Kooperations- und Beteiligungsformen 
von Frauen-NGOs mit der Kommission sind sicherzustellen. 

6. Umsetzung der Beschlüsse der Weltfrauenkonferenz auf natio- 
naler Ebene 

— Im Nachfolgeprozeß von Peking wird die Bundesregierung 
Anstrengungen unternehmen, die nationale Frauenpolitik 
stärker im Kontext globaler Strukturen und der Internatio- 
nalisierung von Frauenpolitik zu entwickeln. Die Entwick- 
lungs-. Außen- und Friedenspolitik der Bundesregierung hat 
die Perspektive des „empowerments"' von Frauen verstärkt 
mitzuberücksichtigen und in internationalen Beziehungen 
dem Schutz der Frauenrechte eine viel größere Beachtung 
zu schenken, als dies bisher der Fall ist. 


18 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1551 


— Die Bundesregierung wird durch verstärkte Öffentlichkeits- 
arbeit auf alle relevanten, die Menschenrechte von Frauen 
betreffenden internationalen Instrumente aufmerksam 
machen, damit Frauen besser über ihre Rechte informiert 
sind. Als ersten Schritt wird sie ein Kompendium der zahlrei- 
chen VN-Konventionen und Erklärungen, die die Rechte 
von Frauen betreffen, in deutscher Fassung zusammenstel- 
len und an Schulen und einschlägige Institutionen der Er- 
wachsenenbildung verteilen. 

— Frauenpolitik als Querschnittsaufgabe wird im Sinne einer 
stärkeren Kohärenz der unterschiedlichen Politikfelder für 
Frauen weiter ausgebaut. Es werden im Nachfolgeprozeß 
von Peking zur besseren Koordinierung von Frauenpolitik 
und Frauenförderung mit anderen Politikbereichen der Bun- 
desregierung verstärkte Anstrengungen unternommen. An- 
gesichts der globalen Umweltprobleme und des spezifischen 
Beitrages von Frauen in aller Welt, in ihrem Alltag Verant- 
wortung für eine nachhaltige Entwicklung zu übernehmen, 
sind die von der Bundesregierung bisher völlig vernachläs- 
sigten Schnittstellen zwischen Frauenpolitik und Umwelt- 
politik mit entsprechenden Pilotprojekten zu konkretisieren. 
Die verstärkte Beteiligung von Frauen an internationalen 
und nationalen Entscheidungsgremien in der Außen-, Wirt- 
schafts-, Sicherheits- und Umweltpolitik wird zukünftig 
sichergestellt. Es wird entsprechend der VN-Expertise eine 
60/40-Quote angestrebt. Laut einer von der Bundesregie- 
rung durchgeführten entsprechenden Bestandsaufnahme ist 
der Frauenanteil in Beiräten und Gremien von z. B. dem 
Auswärtigen Amt, den Bundesministerien für Wirtschaft und 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erschrek- 
kend gering (7,8%; 5,2%; 1,5%). Eine paritätische Beteili- 
gung von Frauen wird auch zukünftig bei Delegationen der 
Bundesregierung ins Ausland erreicht. Beide Vorhaben wer- 
den verbindlich geregelt. 

— Die Bundesregierung unterrichtet in regelmäßigen Abstän- 
den den Deutschen Bundestag über den Stand der Umset- 
zung von Beschlüssen der vierten VN-Weltfrauenkonferenz. 

— Um eine größere Beteiligung von Frauengruppen, -Organisa- 
tionen und -verbänden im nationalen Implementationspro- 
zeß der Pekinger Beschlüsse sicherzustellen, richtet die Bun- 
desregierung einen ressortübergreifenden Regierungs- 
NGO-Ausschuß ein, in dem regelmäßig der Stand der Imple- 
mentation, Probleme und innovative Verbesserungsvor- 
schläge im Umsetzungsprozeß von Peking erörtert werden. 

— Bei Entwicklungsvorhaben wird die Bundesregierung ver- 
stärkt mit Frauen-NGOs der jeweiligen Länder Zusammen- 
arbeiten. 

Bonn, den 24. Mai 1995 
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